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Von Meerwölfen und Windsorknoten
Benimm-Training für Berufseinsteiger
«Sitz gerade, Junge», diesen Satz hat Benjamin
Kuhn offensichtlich verinnerlicht. Kerzengrade
sitzt der 20-Jährige in dem gemütlichen Armlehn-
stuhl, der eigentlich geradezu zum Hineinlüm-
meln einlädt. Aber das gehört sich nicht. Nicht
hier und jetzt. Schliesslich haben seine Eltern viel
Geld dafür bezahlt, dass er die hohe Kunst der
Etikette lernt. Das exquisite Raffles-Hotel «Vier
Jahreszeiten» direkt an der Hamburger Innen-
alster liefert das passende Ambiente, die Be-
nimmtrainerin Meike Slaby-Sandte das entspre-
chende Know-how.

Kreuzen, schlingen, kreuzen, ziehen .�.�. fertig
ist der Windsorknoten. Dass es nicht so einfach
ist, wie es klingt, merkt Benjamin Kuhn schnell.
Zusammen mit seiner Trainerin Meike Slaby-
Sandte steht er vor dem grossen, gediegenen
Spiegel im eleganten Schulungsraum des Ham-
burger Hotels «Vier Jahreszeiten». Er kopiert
jede ihrer Bewegungen – trotzdem lässt das Er-
gebnis zu wünschen übrig: Ihre Krawatte ist
schon kurz. Seine ist noch kürzer. Nur ein kleiner
Stummel baumelt aus dem Knoten. Erst beim
vierten Versuch ist die Krawatte einigermassen
vorzeigbar. Aber das macht nichts. Die Trainerin
hat heute ganz viel Zeit für den 20-jährigen Schü-
ler. Die beiden anderen angemeldeten Teilneh-
mer haben kurzfristig abgesagt. Und ausserdem
lockert die praktische Übung die formelle Atmo-
sphäre ein wenig auf.

Der erste Eindruck, gute Umgangsformen,
Small Talk und Tischkultur: Das Programm des
Kurses «Business-Etikette für Berufseinsteiger»
ist nicht gerade ein Ausbund an Dynamik. Und
der Spassfaktor steht hier definitiv nicht im Vor-
dergrund. Benjamin ist hier, weil er sich Vorteile
für die anstehenden Bewerbungen erhofft. Der
Unternehmerspross weiss heute schon: «Im Ge-
schäftsleben verkauft man seine Ware und sich
selbst.» Und das macht er gar nicht mal schlecht.
Wahrscheinlich wäre er auch Klassenbester, wenn
er nicht der einzige Teilnehmer wäre. Auf die Fra-
gen der Trainerin antwortet er fehlerfrei, und
auch die praktischen Vorstellungsübungen meis-
tert er mit Bravour. Mit Jackett, Stoffhose und
Hemd ist er perfekt gekleidet für das elegante
Ambiente des Hotels, und seine verhaltenen Ges-
ten wirken richtig hanseatisch – wie sein leichter
Akzent, der den echten Hamburger Jung verrät.

Nach zweieinhalb Stunden ist es endlich so
weit. Dem theoretischen Teil mit Handout und
Power-Point-Präsentation folgt die praktische
Kür. Würdevoll schreitet Benjamin voran in die
Bar. Beim alkoholfreien, aber äusserst delikaten
Cocktail kann er sich voll und ganz auf den be-
nimmtechnisch korrekten Small Talk mit Meike
Slaby-Sandte konzentrieren. Im Restaurant fällt
ihm das schon erheblich schwerer, denn das Vier-
gangmenu hat es in sich: Welche Gabel gehört
denn nun zum Salat, wie kriegt man die Riesen-
garnelen elegant aus ihrer Pelle, und warum hat
der Meerwolf so viele Gräten? Als «Gastgeber»
muss Benjamin den Ober nach dem reservierten
Tisch fragen und den Wein auswählen. Er muss
das Gespräch am Laufen halten und dem Fisch
den Krieg erklären. Er muss sich daran erinnern,
dass man das Brot bricht und nicht schneidet und
auf welcher Seite des Tellers er die Serviette ab-
legen muss. Glücklicherweise muss er am Ende
des Essens nicht auch noch die Rechnung bezah-
len. Das haben seine Eltern schon mit der Anmel-
dung zum Kurs getan. Und so kann er sich unge-
achtet des Schlachtfeldes aus Gräten und Fisch-
haut auf seinem Teller ganz unbeschwert freuen:
«Für meinen ersten Fisch war das doch schon
ganz gut!» Chris Linke
Soll Eisenhüttenstadt
wieder Fürstenberg heissen?
(ap) Die ehemalige «sozialistische Musterstadt»

Eisenhüttenstadt könnte bald wieder ihren frühe-
ren Namen Fürstenberg erhalten. Ein wissen-
schaftliches Gutachten zum Image der Stadt emp-
fiehlt die Umbenennung. Mit dem bisherigen
Namen seien zu viele negative Assoziationen ver-
bunden. Zudem hätten die Gutachter unter den
Bürgerinnen und Bürgern eine negative Grund-
stimmung mit Blick auf die Zukunftschancen der
Stadt festgestellt, heisst es in der Studie von Wis-
senschaftern der Universitäten Jena, Chemnitz
und Wien. Bei den Befragungen bemängelten die
Einwohner vor allem ein fehlendes funktionieren-
des Stadtzentrum und brachten eine ausgeprägte
Politikverdrossenheit zum Ausdruck. Der Be-
kanntheitsgrad Eisenhüttenstadts sei niedrig und
das Bild der Stadt geprägt von Industrie und
Wirtschaftsproblemen. Eisenhüttenstadt war ab
1950 als Wohnsiedlung für das neue EKO-Stahl-
kombinat am Rande des Ortes Fürstenberg an der
Oder erbaut worden und hiess dann Stalinstadt.
Seit 1961 trägt es den heutigen Namen.
Im Betraum einer jüdischen Gemeinde in Potsdam – religiöser Treffpunkt zugewanderter Juden aus der ehemaligen Sowjetunion. (Bild Matthias Lüdecke)
Richtungsstreit im deutschen Judentum
Zwist zwischen dem Zentralrat und liberalen Gemeinden
Die Neutralitätspflicht des Staates würde eigentlich die Gleichbehandlung aller jüdi-
schen Gemeinden in Deutschland vorschreiben. Doch zwischen den 15 liberalen Ge-
meinden und den 80 Einheitsgemeinden toben schwere Grabenkämpfe um das Selbst-
verständnis des «richtigen» Judentums. Die Verhärtung zwischen dem Zentralrat der
Juden und den liberalen Gemeinden ist derart, dass eine Spaltung droht.
Kl. Frankfurt, Ende März

Für die jüdische Gemeinde in Frankfurt war
der 9.�Februar ein grosser Tag. Das machte schon
das Datum des Festaktes sinnfällig. Denn vor ge-
nau 200 Jahren war das Philanthropin, Frankfurts
jüdische Schule, eingeweiht worden. Nach der
nun erfolgten Rückgabe des stattlichen Gebäudes,
das als einziges Zeugnis jüdischen Lebens in
Frankfurt Nazi-Terror und Krieg überstanden hat,
soll es demnächst seiner alten Bestimmung über-
geben werden und die inzwischen rund 500 Kin-
der der von der Gemeinde unterhaltenen Schule
aufnehmen. Dass diesem Umzug noch eine
andere, an das Selbstverständnis religiösen
Lebens rührende Dimension zukommt, hat der
Erziehungswissenschafter Micha Brumlik hervor-
gehoben. Mit der Rückkehr ins Philanthropin,
sagte er in seiner Rede, vollziehe die Gemeinde
nicht nur «einen geschichtsträchtigen Ortswech-
sel», sondern rücke wieder ein in die «Tradition
der jüdischen Aufklärung und des liberalen
Frankfurter Reformjudentums».

Liberale Juden schreiben an Regierung

Wie aktuell und brisant dieses Plädoyer für ein
offenes, allen Richtungen gleichermassen Raum
zur Entfaltung gebendes Religionsverständnis
war, ist den meisten nichtjüdischen Gästen der
Feierstunde entgangen. Inzwischen ist der Kon-
flikt, auf den Brumlik aus eigenem Erleben an-
spielte, jedoch so weit eskaliert, dass er auch die
Politik beschäftigt. Weil sich die Anhänger des
liberalen Judentums vom Zentralrat der Juden in
Deutschland hartnäckig ausgegrenzt und materiell
benachteiligt fühlen, ist ihr Dachverband, die
Union Progressiver Juden in Deutschland, zu-
sammen mit dem ihm nahestehenden Abraham-
Geiger-Kolleg in Potsdam jetzt in die Offensive
gegangen und hat sich, bestärkt durch ein Gutach-
ten des Kirchenrechtlers Axel von Campenhau-
sen, direkt an die Bundesregierung und an das
Parlament gewandt.

Das Schreiben vom 9.�März, das dem Innen-
ministerium, dem Bundestagspräsidenten und
allen Fraktionen des Bundestages zugestellt
wurde, fährt schweres Geschütz auf und hat eine
doppelte Spitze. Die eine richtet sich gegen den
Zentralrat. Ihm wird vorgeworfen, mit seiner Ver-
weigerungshaltung gegenüber den liberalen Ge-
meinden gegen die eindeutigen Willensbekun-
dungen der Bundesregierung und des Parlaments
anlässlich des im Januar 2003 mit dem Zentralrat
abgeschlossenen Staatsvertrages verstossen zu
haben. Das macht den Konflikt aus der Sicht der
Verfasser gleichzeitig zu einem Fall für die Ge-
richte. Da nicht gewährleistet sei, dass «alle jüdi-
schen Religionsbekenntnisse» Zugang zu den zu-
gesagten öffentlichen Mitteln (jährlich insgesamt
drei Millionen Euro) haben, verletze der Staat
«fahrlässig» seine Neutralitätspflicht und den
Gleichheitsgrundsatz der Verfassung.

Die Drohung, die Bundesregierung notfalls zu
verklagen, ist nur die juristische Seite des Streits.
Seine Folgen reichen weiter. Zum ersten Mal in
seiner fast 54-jährigen Geschichte bekommt es
der Zentralrat mit einer sich kräftig regenden
Basisbewegung zu tun, die ihm den Alleinvertre-
tungsanspruch streitig macht und das ehern ver-
teidigte Organisationsprinzip der am orthodoxen
Bekenntnis ausgerichteten Einheitsgemeinde für
anachronistisch erklärt. Für die Politik wirft das
die Frage auf, ob die Bundesregierung gut beraten
war, die Verhandlungen über den Staatsvertrag
ausschliesslich mit dem Zentralrat zu führen.
Dennoch ist der innenpolitische Sprecher der
SPD-Fraktion, Dieter Wiefelspütz, nicht der Ein-
zige, der darauf hofft, dass sich die streitenden
Parteien durch «behutsame Vermittlung» doch
noch «pragmatisch zusammenfinden» und die
von Regierung und Parlament wiederholt bekräf-
tigte Intention, «die Entwicklung der jüdischen
Gemeinschaft in allen ihren Glaubensrichtungen
weiter zu stärken», in der Praxis eingelöst wird.

Immer uneinheitlichere Gemeinden
Die Heftigkeit des Konflikts, mit dem das

Judentum in Deutschland im Zeichen des zuwan-
derungsbedingten Wachstums und des Genera-
tionswechsels eine tiefgreifende Orientierungs-
krise durchmacht, geben dem Schauplatz, an dem
Zentralratspräsident Paul Spiegel und Bundes-
kanzler Gerhard Schröder den Staatsvertrag
unterzeichneten, nachträglich seinen besonderen
Hintersinn. Denn in dem Prunksaal des ehemali-
gen preussischen Herrenhauses, heute Sitz des
Bundesrats, hatte sich 1928 auf Initiative des Rab-
biners Leo Baeck die Weltunion für Progressives
Judentum zu ihrer ersten Konferenz versammelt.

Während sich das Reformjudentum aus seinen
deutschen Wurzeln im frühen 19.�Jahrhundert
fortan weltweit ausbreitete, blieb diese Traditions-
linie bei dem Neubeginn, den die wenigen rück-
kehrwilligen Überlebenden des Holocaust in der
Bundesrepublik wagten, lange verschüttet. Das
war die Geburtsstunde der Einheitsgemeinde, die
unter den damaligen Bedingungen beides erfüllte:
Ihre religiös-orthodoxe Ausrichtung kam vor
allem den osteuropäischen Juden entgegen, die
sich als «displaced persons» für Westdeutschland
als neue Heimat entschieden hatten. Mit der inne-
ren Abgrenzung bot sie ausserdem den Schutz-
raum, den die in der ständigen Furcht lebenden
Gemeinden in dem noch unsicheren gesellschaft-
lichen Umfeld damals brauchten. Den Wandel
und die Probleme, die sich durch den Zustrom
säkularisierter Juden aus der GUS, aber auch
durch das Heranwachsen einer unbefangeneren
und selbstbewussteren jungen Generation er-
geben haben, illustriert der Vorsitzende der jüdi-
schen Gemeinde Wuppertal, Leonid Goldberg,
mit einem einprägsamen Bild. Mit der Einheits-
gemeinde sei es heute so ähnlich wie mit der
israelischen Armee, wo für alle koscher gekocht
werde, obwohl sich 80 Prozent der Soldaten sonst
nicht daran halten würden.

«Es gibt weder in der Bundesrepublik noch in
den jüdischen Gemeinschaften anderer Staaten
eine einheitliche Position, wie ein verbindliches
Selbstverständnis der Juden auszusehen hat»,
sagte Spiegel beim 50-Jahr-Jubiläum des Zentral-
rats. Sein neuer Stellvertreter Salomon Korn
spricht von der gleichen Organisation als einem
«Dach, unter dem es so viele Zimmer gibt, dass
jeder glücklich werden kann». Die Praxis sieht
anders aus. Wegen des Dauerstreits, etwa um die
für die reformierten Juden essenzielle Gleichstel-
lung der Frauen in der Synagoge, haben sich viele
Gemeinden in heillose Grabenkämpfe verstrickt,
unter denen der Einheitsbegriff zu einem blossen
Etikett degeneriert ist. Und so verhärtet, wie die
Fronten zwischen dem Zentralrat und der Min-
derheit der 15 liberalen Gemeinden sind, die sich
von dem Verband der über 80 Einheitsgemeinden
abgesetzt haben, sieht es gegenwärtig mehr nach
Spaltung als nach Verständigung aus.

Köln ist so ein Beispiel. Dort hat der Rich-
tungsstreit 1995 zur Gründung einer liberalen Ge-
meinde geführt, der der streng orthodoxe Rabbi-
ner der ungleich grösseren Einheitsgemeinde
nicht nur die Existenzberechtigung abspricht,
sondern ihren Mitgliedern sogar die Bestattung
auf dem jüdischen Friedhof versagt. Auch mate-
riell hat die Unabhängigkeit einen hohen Preis.
Weil der Status einer Körperschaft des öffent-
lichen Rechts durch die Kölner Einheitsgemeinde
als Rechtsnachfolgerin der Vorkriegsgründung
besetzt ist, muss sich die liberale Gemeinde vor-
läufig mit dem Titel eines eingetragenen Vereins
begnügen. Das bedeutet, dass sie keine Kultus-
steuer erheben darf und ausschliesslich von frei-
willigen Mitgliedsbeiträgen und Spenden lebt.
Der liberalen Gemeinde Beth Shalom in Mün-
chen, deren Vorsitzender Jan Mühlstein gleich-
zeitig der Union Progressiver Juden vorsteht, geht
es nicht besser. Ihr erster Antrag auf finanzielle
Förderung durch die Stadt wurde mit der Begrün-
dung abgelehnt, man wolle sich nicht in inner-
jüdische Angelegenheiten einmischen, und beim
zweiten wurde mit Bedauern auf die geltende
Haushaltssperre verwiesen.

Droht die Spaltung?
Im Vorfeld der Unterzeichnung des Staatsver-

trages hatte Paul Spiegel persönlich Hoffnungen
auf eine rationale und pragmatische Verständi-
gung zwischen den streitenden Flügeln geweckt.
Da schien die von den sieben liberalen Gemein-
den in Niedersachsen beantragte Aufnahme in
den Zentralrat schon so gut wie beschlossene
Sache zu sein. Was wenige Monate nach Vertrags-
abschluss folgte, hat nicht die Suche nach einem
Kompromiss, sondern die Eskalation befördert.

Mit der formalen Begründung, dass die Mit-
gliedschaft im Zentralrat nach der erst vor einigen
Jahren entsprechend geänderten Satzung den Sta-
tus einer Körperschaft des öffentlichen Rechts
voraussetze, wurden die niedersächsischen Auf-
nahmegesuche zurückgewiesen. Ebenso erging es
wenig später den Förderanträgen, die das Abra-
ham-Geiger-Kolleg für die Rabbinerausbildung
und die liberale Gemeinde Hannover an den Zen-
tralrat gerichtet hatten. Die Anwältin Katarina
Seidler, die in Niedersachsen den ersten liberalen
Landesverband gegründet hat und im Vorstand
der Union Progressiver Juden sitzt, ist nicht die
Einzige, für die eine Spaltung nach diesen Erfah-
rungen zwar immer noch «die denkbar schlech-
teste Entwicklung», aber nach Lage der Dinge
vielleicht «der einzige Ausweg» ist. Wenn der
Zentralrat das noch verhindern wolle, dann müsse
er sich endlich bewegen. Was sie damit meint, ist
durch einen Spruch vorgegeben, den das Bundes-
verwaltungsgericht Anfang 2002 zu einer Klage
der liberalen Gemeinde Halle gegen das Land
Sachsen-Anhalt gefällt hat. Die Neutralitätspflicht
des Staates, heisst es da, mache es notwendig an-
zuerkennen, dass «zur Jüdischen Gemeinde im
Sinne des Staatsvertrages jede jüdische Vereini-
gung gehört, die sich selbst als jüdische Gemeinde
versteht und unbeschadet der jeweiligen Art ihres
Glaubensverständnisses innerhalb des Judentums
Aufnahme und Anerkennung als jüdische Ge-
meinde gefunden hat».
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